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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


N 88 


(Nr, 8195.) Geſetz, betreffend die evangeliſche Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 
10. September 1873. für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Poſen, Schleſien und Sachſen. Vom 25. Mai 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und 
Sachſen, was folgt: 

Artikel 1. 


Die Vertretung der evangeliſchen Kirchengemeinden, ſowie die Verwaltung 

des Kirchenvermögens geht vom 1. Juli 1874. ab nach Maßgabe der folgenden 

| Beſtimmungen auf die im F. 1. der in der Anlage enthaltenen Kirchengemeinde⸗ 
77 und Synodalordnung vom 10. September 1873. beſtimmten Organe über. 


Artikel 2. 


Der Gemeinde-Kirchenrath übt die ihm in der Gemeindeordnung zuge 
wieſenen Rechte in Betreff 8 $ 
| 1) der Verfügung über die Kirchengebäude (F. 15.) 
2) der Vertretung der Gemeindeintereſſen in Bezug auf die Schule ($. 16.); 
3) der Vertretung der Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung und bei 
l des Kirchenvermögens, einſchließlich des Vermögens der 
kirchlichen Lokalſtiftungen, ſowie des Pfarr⸗ und Pfarrwittwenthums⸗ 
Vermögens (§8. 22 — 24.) 
4) der Vertretung der Gemeinde bei Parochialveränderungen ($. 25.). 
Die zur Ausübung diefer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach $. 11. 
Abſatz 2. und 3. gefaßt und Dritten gegenüber nach $. 11. Abſatz 5. und $. 22. 
| Abſatz 2. feſtgeſtellt. 
Die Verwaltung der Kirchenkaſſe richtet ſich nach F. 24. 
Jahrgang 1874. (Nr. 8195.) a 22 Art. 


Ausgegeben zu Berlin den 4. Juni 1874. 


19 
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Artikel 3. 


Die Gemeindevertretung ($. 27. Abſatz 1. und 2., §. 42. Abſatz 2., $. 45. 

Abſatz 3.) übt die ihr in dem F. 31. zugewieſenen Rechte. 
5 ge zur Ausübung derſelben erforderlichen Beſchlüſſe werden nach $$. 29. 

und 30. gefaßt. 

Beſchlüſſe über Umlagen auf die Gemeindeglieder können erſt dann voll⸗ 
ſtreckt werden, wenn fie von der Staatsbehörde für vollſtreckbar erklärt worden ſind. 

Dieſe Erklärung iſt insbeſondere zu verſagen, ſofern Bedenken hinſichtlich 
der Ordnungsmäßigkeit der Auferlegung, der Angemeſſenheit des Beitragsfußes 
oder der Leiſtungsfähigkeit der Pflichtigen beſtehen. 


Artikel 4. 


Die Rechte, welche nach den Artikeln 2— 3. dem Gemeinde ⸗Kirchenrath 
und der Gemeindevertretung in einzelnen Gemeinden zuſtehen, werden in den 
Fällen des §. 2. Abſatz 2. und 3. der Gemeindeordnung den vereinigten 
Gemeinde⸗Kirchenräthen und Gemeindevertretungen für die gemeinſamen Ange⸗ 
legenheiten beigelegt. 


Artikel 5. 


Zur Feſtſtellung von Gemeindeſtatuten, welche die Kirchengemeinde und 
Synodalordnung ergänzen oder mobifiziven (F. 31. Nr. 11. und F. 46.), bedarf 
es der vorgängigen Anerkennung Seitens der Staatsbehörde daß die entworfene 
Beſtimmung den in Artikel 1— 4. und Artikel 8. ſtaatsgeſetzlich genehmigten 
Vorſchriften nicht zuwider ſei. 


Artikel 6. 


Die Beſtimmungen des F. 73. über die Koſten für die Bildung und Wirk, 
ſamkeit der Gemeinde⸗Kirchenräthe und Gemeindevertretungen kommen vom 
1. Juli 1874. ab zur Anwendung. 


Artikel 7. 


Wegen der den Kreis- und Provinzialſynoden und deren Vorſtänden in 
der evangeliſchen Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 10. September 1873. 
zugewieſenen Rechte bleibt die ſtaatsgeſetzliche Regelung, ſoweit es deren bedarf, 
vorbehalten. 


Artikel 8. 


Die Rechtsverhältniſſe des Patrons in Betreff der Vermögensverwaltung 
werden bis zum Erlaß des in Artikel 17. der Verfaſſungsurkunde vorgeſehenen 
Geſetzes über die Aufhebung des Patronats durch F. 23. beſtimmt. 

Wenn jedoch ein Patron, welcher für die Kirchenkaſſe im Falle ihrer Un⸗ 
ulänglichkeit ganz oder theilweiſe einzutreten hat, zu Ausgaben aus dieſer Kaſſe, 
für welche ſie bisher nicht beſtimmt geweſen ift, feine Zuſtimmung verweigert, fo 
darf die Einwilligung nicht durch die vorgeſetzte Aufſichtsbehörde ergänzt m: 

tk 


We 

Artikel 9. 
Alle dieſem Geſetz und dem erſten Abſchnitt der Kirchengemeinde⸗ und 
Synodalordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen, mögen dieſelben im Allgemeinen 
Landrecht, in Heovimztalgefehen oder in Lokalgeſetzen und Lokalordnungen ent⸗ 


halten oder durch Obſervanz oder Gewohnheit begründet ſein, treten mit dem 
1. Juli 1874. außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 
Gegeben Wiesbaden, den 25. Mai 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk 
v. Kameke. Achenbach. 


Anlage. 


Allerboͤchſter Erlaß 


vom 10. September 1873., 
betreffend 
die Einführung einer evangeliſchen Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
für die Provinzen Preußen / Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien 
und Sachfen; ſowie die Berufung einer außerordentlichen Generalſynode 
fie die acht aͤlteren Provinzen. 


Seit einer Reihe von Jahren ift Meine Fürſorge darauf gerichtet geweſen, 
die dem nothwendigen Ausbau der evangeliſchen Kirchenverfaſſung für die älteren 
Provinzen der Monarchie gewidmeten Arbeiten ſobald als thunlich dem Abſchluſſe 
n. Nach Vernehmung der in Gemäßheit Meines Erlaſſes vom 5. Juni 
869. berufenen außerordentlichen Provinzialſynoden erachte Ich es gegenwärtig 
an der Zeit, auf Grund der gemachten Erfahrungen und in Berücksichtigung der 
vorliegenden Bedürfniſſe zu einer definitiven Ordnung der Gemeinde⸗Organe und 
der Synoden zu ſchreiten. Demgemäß ertheile Ich kraft der Mir als Träger 
(Nr. 8195.) 22* des 
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des landesherrlichen Kirchenregiments zuſtehenden Befugniſſe der als Anlage 1. 
beifolgenden Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die Pro⸗ 
vinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und 
Sachſen hierdurch Meine Sanktion und verkünde dieſelbe als kirchliche Ordnung. 
Indem Ich durch dieſe Ordnung den in der Kirche vorhandenen Kräften Gelegen⸗ 
heit gebe, am Dienſte des kirchlichen Lebens mehr als bisher ſich ſelbſtthätig zu 
betheiligen, hoffe Ich zu Gott, daß Er in Seiner Barmherzigkeit Seinen Segen 
zu den neuen Einrichtungen geben werde. Die dadurch herbeigeführten Aende⸗ 
rungen beſchränken ſich auf die kirchliche Verfaſſung der Bekenntnißſtand und 
die Union in den genannten Provinzen und den dazu gehörenden Gemeinden 
werden daher, wie Ich ausdrücklich erkläre, durch die neue Ordnung in keiner 
Weiſe berührt. Mit der Ausführung der Kirchengemeinde und Synodalordnung 
iſt, ſoweit letztere nicht zu ihrer Regelung vorab noch einer Mitwirkung der 
Landesgeſetzgebung, wie insbeſondere Hinſichts der Vermögensverwaltung der 
Gemeinden und der Betheiligung des Patronats bei derſelben bedarf, unver- 
züglich vorzugehen, und beauftrage Ich den Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath im 
Einverſtändniß mit dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten das Weitere 
zu veranlaſſen. Gleichzeitig beſtimme Ich, daß Behufs des vollſtändigen Ab⸗ 
ſchluſſes der Arbeiten für die evangeliſche Kirchenverfaſſung der acht älteren Pro⸗ 
vinzen eine außerordentliche Generalſynode zuſammentrete, über deren Aufgabe, 
Zuſammenſetzung und Thätigkeit Ich die in der Anlage II. enthaltenen Anord⸗ 
nungen getroffen habe. Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 10. September 1873. i 
(gez.) Wilhelm. 


(gegengez.) Falk. 


An den Miniſter der geiſtlichen de. Angelegenheiten 
und den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath. 


. 
1. 
Kirchengemeinde und Synodalordnung 


für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien 
und Sachſen. 


Erſter Abſchnitt. 


Organe der Gemeinde. 
J. Allgemeine Beſtimmungen. 
9.1 
Diͤe Kirchengemeinden haben ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetzlichen 
Grenzen ſelbſt zu verwalten. Als Organe dieſer Selbſtverwaltung dienen die 
Gemeinde⸗Kirchenräthe und die Gemeindevertretungen. 


$. 2. 

In jeder Kirchengemeinde wird ein Gemeinde-Kirchenrath, in den größeren 
5 5 auch eine Gemeindevertretung gemäß der nachfolgenden Ordnung 
gebildet. 

Sind mehrere Gemeinden unter einem gemeinſchaftlichen Pfarramt ver⸗ 
bunden (vereinigte Muttergemeinden, Mutter- und Tochtergemeinden), ſo treten 
in allen gemeinſamen Angelegenheiten der Geſammtparochie die beſonderen Ge 
meinde⸗Kirchenräthe beziehungsweiſe Gemeindevertretungen zu einer gemeinſamen 
berathenden und beſchließenden Körperſchaft zuſammen. 

In Ortſchaften, welche mehrere unter einem gemeinſamen Pfarramt nicht 
verbundene Parochien umfaſſen, kann zur Behandlung gemeinſamer Angelegen⸗ 
heiten ein Zuſammentreten einiger oder ſämmtlicher Gemeinde⸗Kirchenräthe be⸗ 
iehungsweiſe Gemeindevertretungen unter Einwilligung derſelben oder im Falle 

es Widerſpruchs nach ertheilter Zuſtimmung der Kreisſynode von dem Konſi⸗ 
ſtorium angeordnet werden. 

f Die Theilnahme zugeſchlagener Vagantengemeinden (Gaſtgemeinden) an 
dem Gemeinde ⸗Kirchenrath und der Gemeindevertretung der Pfarrgemeinde iſt 
durch ſtatutariſche Beſtimmung zu regeln ($. 46). 


II. Gemeinde-Kirchenrath. 
A. Mitglieder des Gemeinde⸗Kirchenraths. 
8. 3. 
Der Gemeinde-Kirchenrath beſteht: | 
1) aus dem Pfarrer (Paſtor, Prediger) der Gemeinde oder deſſen Stell— 
vertreter im Pfarramt, ö 
(Nr. 8195.) 2) aus 
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2) aus mehreren Aelteſten, welche, ſoweit ihre Ernennung nicht dem Patron 
zuſteht ($. 6.), durch die Gemeinde gewählt werden ($$. 34. ff.). 


. 4. 
Sind mehrere Pfarrgeiſtliche in der Gemeinde feſt angeſtellt, fo gehören 
fie ſämmtlich dem Gemeinde ⸗Kirchenrath als Mitglieder an. 
Hülfsprediger auf nicht fundirten Stellen nehmen, auch wenn ſie ordinirt 
find, nur als Mitglieder mit berathender Stimme an den Sitzungen des Ge— 
meinde⸗Kirchenraths Theil. 8 5 


Die Zahl der Aelteſten ſoll nicht mehr als zwölf und nicht weniger als 
vier betragen. In Filialgemeinden kann die Zahl auf zwei beſchränkt werden. 

Die Feſtſtellung der Zahl der Aelteſten in den einzelnen Gemeinden erfolgt 
unter Berückſichtigung der Seelenzahl, ſowie der ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe 
für die erſtmalige Wahl durch das Konſiſtorium, künftig nach Vernehmung der 
Gemeindevertretung durch die Kreisſynode. Bei vereinigten Muttergemeinden oder 
Mutter⸗ und Tochtergemeinden iſt die Zahl der Aelteſten innerhalb des zuläſſigen 
Höchſtbetrages auf die Gemeinden der Geſammtparochje angemeſſen zu vertheilen. 


F. 6. 

In Patronatsgemeinden hat der Patron die Befugniß, ein Gemeindeglied, 
welches die zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaften beſitzt ($. 35.), zum 
Aelteſten zu ernennen. 

Beſitzt der Patron die zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaften, ſo kann 
er ſelbſt in den Gemeinde⸗Kirchenrath eintreten. Das gleiche Recht hat unter der 
gleichen Vorausſetzung der ein- für allemal beſtellte Vertreter desjenigen Patrons, 
welcher keine phyſiſche Perſon iſt. 

Kompatrone haben über die Ausübung der vorſtehenden Befugniſſe ſich 
unter einander zu vereinigen. Die Befugnife ruhen, fo lange eine Einigung 
nicht zu Stande kommt. 9 7 


Die Aelteſten find im Hauptgottesdienſt vor der Gemeinde feierlich einzu⸗ 
führen und durch Abnahme des nachfolgenden Gelübdes zu verpflichten: 
Gelobet Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, des Euch befohlenen Dienſtes 
ſorgfältig und treu, dem Worte Gottes, den Ordnungen der Kirche und 
dieſer Gemeinde gemäß, zu warten, und gewiſſenhaft darauf zu achten, 
daß Alles ordentlich und ehrlich in der Gemeinde zugehe zu deren 
Beſſerung? 
Erſt mit Ablegung dieſes Gelübdes iſt der Aelteſte als in das Amt eingetreten 
zu erachten. 
B. Sitzungen und Beſchlüſſe des Gemeinde ⸗Kirchenraths. 
F. 8. 
Den Vorſitz im Gemeinde⸗Kirchenrath führt der Pfarrer. Bei Erledigung 
des Pfarramts oder dauernder Verhinderung des Pfarrers geht das een 
or⸗ 


h 
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Vorſitzes auf den Superintendenten über, welcher ſich in deſſen Ausübung von 
einem Mitgliede des Gemeinde⸗Kirchenraths oder einem benachbarten Geiſtlichen 
vertreten laſſen kann. In Fällen vorübergehender Verhinderung führt den ftell- 
vertretenden Vorſitz ein Aelteſter, welcher vom Gemeinde⸗Kirchenrath aus feiner 
Mitte auf drei Jahre nach dem Eintritt der neuen Aelteſten ($. 43.) gewählt wird. 

Sind mehrere Pfarrgeiſtliche in der Gemeinde feſt angeſtellt, ſo kommt 
der Vorſitz dem erſten, oder, wo keine Unterordnung unter ihnen ſtattfindet, dem 
der Ordination nach älteſten zu. Zur Stellvertretung iſt der im Range bezie⸗ 
hungsweiſe Dienſtalter nächſtfolgende Geiſtliche berufen. ; 

In den Fällen des F. 2. Abſatz 3. führt, wenn einer der Geiftlichen zugleich 
e ift, dieſer, fonft ein von der Verſammlung gewählter Geiſtlicher 
en Vorſitz. 


9. 9. 


Der Gemeinde ⸗Kirchenrath verſammelt ſich zu ordentlicher Sitzung in der 
Regel monatlich ein Mal an dem ein, für allemal von ihm feſtgeſetzten Tage; 
zu außerordentlicher Sitzung, ſo oft ihn der Vorſitzende durch ſchriftliche oder 
ſonſt ortsübliche Einladung beruft. 8 

Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn mindeſtens die Hälfte 
der Aelteſten unter Angabe des Zweckes dieſelbe verlangt. 


$. 10. 


a Sitzungen find nicht öffentlich und werden in der Regel mit Gebet 
eröffnet. 

Jedes Mitglied des Gemeinde ⸗Kirchenraths iſt verpflichtet, über alle die 
Seelſorge und Kirchenzucht betreffenden Angelegenheiten, ſowie über die ſonſt als 
vertraulich bezeichneten Gegenſtände Verſchwiegenheit zu beobachten. 


L. 11. 

Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen und iſt für die Aufrechthaltung 
der Ordnung verantwortlich. 

Die Beſchlüſſe werden durch Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. 
Sa er entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, bei Wahlen 

as Loos. 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes ift erforderlich, daß mehr als die Hälfte 
der Mitglieder des Gemeinde-Kirchenraths an der Abſtimmung Theil genommen 
hat. Mitglieder, welche an dem Gegenſtande der Beſchlußfaſſung perſönlich be- 
theiligt find, haben ſich der Abſtimmung zu enthalten. 

Die Beſchlüſſe des Gemeinde⸗Kirchenraths find unter Angabe des Tages 
und der Anweſenden in ein Protokollbuch zu verzeichnen, und jedes Protokoll 
von dem Vorſitzenden und mindeſtens einem Aelteſten zu unterſchreiben. 

Dritten gegenüber werden, ſoweit der $. 22. nichts Anderes beſtimmt, Be⸗ 
ſchlüſſe des Gemeinde⸗Kirchenraths durch Auszüge aus dem Protokollbuch be⸗ 
kundet, welche der Vorſitzende beglaubigt. Ausfertigungen ergehen unter der 
Unterſchrift des Vorſitzenden. a 

(Nr. 8195.) §. 12. 
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$. 12. a 
In Gemeinde⸗Kirchenräthen von ſtärkerer Mitgliederzahl können für be⸗ 
ſtimmte Geſchäftszweige einzelne Mitglieder vorzugsweiſe berufen werden. Die 
bezüglichen Anordnungen, ſowie die Einrichtung von Deputationen und Kom⸗ 
miſſionen bleiben dem Gemeinde-Kirchenrath überlaſſen. | 


C. Wirkungskreis des Gemeinde - Kirhenrathe. 


$. 13. 

Der »Gemeinde-Kicchenrath hat den Beruf, in Unterſtützung der pfarr⸗ 
amtlichen Thätigkeit nach beſtem Vermögen zum religiöſen und ſittlichen Aufbau 
der Gemeinde zu helfen, die chriſtlichen Gemeindethätigkeiten zu fördern und die 
Kirchengemeinde in ihren inneren und äußeren Angelegenheiten zu vertreten. 


$. 14. 
Insbeſondere liegt dem Gemeinde-Kirchenrath ob: 


1. chriſtliche Geſinnung und Sitte in der Gemeinde, ſowohl durch eigenes 
Vorbild, als auch durch beſonnene Anwendung aller dazu geeigneten und ſtatt⸗ 
haften Mittel aufrecht zu erhalten und zu fördern. 

Der Pfarrer bleibt in feinen geiſtlichen Amtsthätigkeiten der Lehre, Seel⸗ 
ſorge, Verwaltung der Sakramente und in ſeinen übrigen Miniſterialhandlungen 
von dem Gemeinde ⸗Kirchenrath unabhängig. Er iſt jedoch verpflichtet, die 
Fälle, wo er ein Gemeindeglied von der Theilnahme an einer von ihm zu voll⸗ 
iehenden Amtshandlung, insbeſondere vom heiligen Abendmahle, zurückzuweiſen 
für nothwendig hält, unter ſchonender einſtweiliger Zurückhaltung des Betref⸗ 
fenden, dem Gemeinde -Kirchenrath vorzulegen. Stimmt dieſer zu, ſo iſt die 
Zurückweiſung auszuſprechen, gegen welche dem Betroffenen der Rekurs an die 
Kreisſynode ($. 53. Nr. 4.) offen bleibt. Erklärt ſich der Gemeinde ⸗Kirchen⸗ 
rath gegen die Zurückweiſung, fo wird dieſer Beſchluß zwar ſofort, wirkſam, aber 
der Geistliche iſt befugt, wenn er ſich bei demſelben nicht beruhigen will, die 
Sache zur Entſcheidung an die Kreisſynode zu bringen. ü 

Der Gemeinde⸗Kirchenrath iſt wie berechtigt fo verpflichtet, Verſtöße des 
Geiſtlichen und der Aelteſten in ihrer Amtsführung oder ihrem Wandel in ſei⸗ 
nem Schooße zur Sprache zu bringen. Jedoch ſteht ihm Behufs weiterer Ver⸗ 
folgung nur zu, der vorgeſetzten Kirchenbehörde davon Anzeige zu machen. 


$. 15. N 

2. Der Gemeinde-Kirchenrath hat für Erhaltung der äußeren gottesdienſt⸗ 

lichen Ordnung zu ſorgen und die Heilighaltung des Sonntags zu befördern. 
Zur Abänderung der üblichen Zeit der öffentlichen Gottesdienſte bedarf 

der Pfarrer der Zuſtimmung des Gemeinde⸗Kirchenraths. 3 
Di.ieſelbe iſt auch erforderlich, wenn wegen Abänderung der in der Ge⸗ 
meinde beſtehenden lokalen liturgiſchen Einrichtungen Anträge an die zuſtändigen 

Behörden gerichtet werden ſollen. 5 1 0 5 
er 
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Der Gemeinde -⸗Kirchenrath entſcheidet über die Einräumung des Kirchen ⸗ 
gebäudes zu einzelnen nicht gottesdienſtlichen Handlungen, welche der Beſtimmung 
des Kirchengebäudes nicht widerſprechen. 


F. 16. 


3. Der Gemeinde ⸗Kirchenrath hat die religiöſe Erziehung der Jugend 


zu beachten und die Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu 
vertreten. 

Eine unmittelbare Einwirkung auf die Schule ſteht ihm nicht zu. Miß⸗ 
ſtände in der religiöſen Unterweiſung der Jugend oder in ſittlicher Beziehung 
45 von ihm bei DR gefeglichen Organen der Schulverwaltung zur Anzeige zu 

ringen. 
$. 17. 

4. Dem Gemeinde ⸗Kirchenrath liegt die Leitung der kirchlichen Einrich⸗ 
tungen für Pflege der Armen, Kranken und Verwahrloſten ob. 

Geeignetenfalls ſetzt er ſich mit den bürgerlichen Armenbehörden und In⸗ 
ſtitutsverwaltungen, ſowie mit etwa beſtehenden freien Vereinen in Einvernehmen. 
Auch kann er ih Helfer aus der Gemeinde, inſonderheit aus der Gemeinde, 
vertretung, beiordnen. 

| $. 18. 

5. Der Gemeinde⸗Kirchenrath ftellt die Lifte der wahlberechtigten Gemeinde: 
glieder ($. 34.) auf, nimmt die dazu erforderlichen Anmeldungen entgegen, be 
keitet die Wahlen zum Aelteſtenamt und zur Gemeindevertretung vor, hält dieſe 
Wahlen ab, beruft die Gemeindevertretung ein und bringt die Beſchlüſſe der- 
ſelben in Ausführung. i 


$. 19. 


6. Der Gemeinde⸗Kirchenrath iſt bis zur landesgeſetzlichen Aufhebung der 


Parochial⸗Exemtion befugt, ezimirte Perſonen, welche ihren Exemtionsrechten zu 
entſagen bereit ſind, auf ihren Antrag in die Gemeinde aufzunehmen. 

Die gleiche Befugniß ſteht ihm bezüglich ſolcher Perſonen zu, welche ſich 
bereits ein Jahr lang am Orte der Gemeinde aufgehalten haben, aber wegen 
Mangels des Wohnſitzes die Gemeindeangehörigkeit entbehren. 


F. 20. 
7. Der Gemeinde⸗Kirchenrath hat von der eingetretenen Pfarrvakanz An⸗ 
eige zu machen und die diesfalls ergehenden proviſoriſchen Anordnungen in 
usführung zu bringen. 
Inwieweit derselbe bei Beſetzung der Pfarrämter in Gemeinſchaft mit der 
Gemeindevertretung eine Mitwirkung auszuüben hat, iſt im F. 32. beſtimmt. 


$. 21. 
f 8. Dem Gemeinde -Kirchenrath kommt, ſoweit wohlerworbene Rechte Dritter 
nicht entgegenſtehen, die Ernennung der niederen Kirchendiener zu. Er beauf⸗ 
ſichtigt ihre Dienſtführung und übt das Recht der Entlaſſung aus kündbaren 
Anſtellungen. g 
Jahrgang 1874. (Nr. 8195.) 23 Wegen 


a ER 


Wegen Entlafjung im Disziplinarwege, ſowie wegen Verleihung und Ent- 
ziehung der mit Schulſtellen verbundenen niederen Kirchenbedienungen behält es 
bei den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 


$. 22. 


9. Der Gemeinde ⸗Kirchenrath vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher 
Beziehung, in ſtreitigen wie in nichtſtreitigen Rechtsſachen, und verwaltet das 
Kirchenvermögen, einſchließlich des Vermögens der kirchlichen Lokalſtiftungen, 
welche nicht fundationsmäßig eigene Vorſtände haben, ſowie einſchließlich des 
Pfarr⸗ und Pfarrwittwenthums⸗Vermögens, ſoweit das Recht jeweiliger Inhaber 
nicht entgegenſteht. f 

Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung des 
Gemeinde » Kirchenraths bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder feines 
Stellvertreters und zweier Aelteſten, ſowie der Beidrückung des Kirchenſiegels. 
Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Beſchluſſes 
ſeſtgeſtellt, fo daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe deſſelben, ins- 
beſondere der erfolgten Zuſtimmung der Gemeindevertretung, wo eine ſolche noth- 
wendig iſt, nicht bedarf. 

An den geſetzlichen Verwaltungsnormen, ſowie an den den Staatsbehörden 
oder vorgeſetzten Kirchenbehörden zuſtehenden Rechten der Aufſicht und der Ein⸗ 
willigung zu beſtimmten Handlungen der Verwaltung wird durch den Uebergang 
der letzteren auf den Gemeinde⸗Kirchenrath nichts geändert (§. 47.). 

In den Fällen des $. 31. iſt der Gemeinde⸗Kirchenrath an die Mitwirkung 
der Gemeindevertretung gebunden. Die Beſtellung außerordentlicher Gemeinde⸗ 
Repräſentanten nach F. 159. Titel 11. Theil II. Allgemeinen Landrechts findet 
nicht ferner ſtatt. 


$. 23. 


Dem Patron verbleiben außer der Theilnahme an der Verwaltung des 
kirchlichen Vermögens durch die Betheiligung am Gemeinde-Kirchenrath (F. 6.) 
da, wo derſelbe Patronatslaſten für die kirchlichen Bedürfniſſe trägt, die Auf⸗ 
ſicht über die Verwaltung der Kirchenkaſſe und das Recht der l zu 
den nach den beſtehenden Geſetzen ſeiner Genehmigung unterliegenden Geſchäften 
der Vermögensverwaltung. 

In letzterer Beziehung gilt jedoch feine Zuſtimmung zu Beſchlüſſen des 
Gemeinde ⸗Kirchenraths und der Gemeindevertretung für ertheilt, wenn er auf 
abſchriftliche Zuſtellung des betreffenden Beſchluſſes nicht binnen dreißig Tagen 
ei „ dem Gemeinde-Kirchenrath feinen Widerſpruch zu er⸗ 
ennen giebt. 

Geſchieht das Letztere, fo ſteht dem Gemeinde⸗Kirchenrath der Rekurs an 
die vorgeſetzte Aufſichtsbehörde offen. Dieſe iſt befugt, geeignetenfalls den 
Widerſpruch des Patrons zu verwerfen und deſſen Einwilligung zu ergänzen. 

Kommt es für Urkunden auf formelle Feſtſtellung der Se pnung des 
Patrons an, und iſt die letztere wegen Verabſäumung der dem Patron offen 
ſtehenden Erklärungsfriſt für ertheilt zu erachten, fo wird die fehlende Unter: 
ſchrift deſſelben durch die zuſtändige Aufſichtsbehörde ergänzt. 8 24 

. 24. 
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K. 24. 


Für die Verwaltung der Kirchenkaſſe hat der Gemeinde⸗Kirchenrath eines 
ſeiner Mitglieder zum Rendanten (Kirchmeiſter, Kirchenrechner ꝛc.) zu ernennen. 

Demſelben kann eine Vergütung für ſächliche Ausgaben, nicht aber eine 
Beſoldung angewieſen werden. 

Auslagen ſind ihm zu erſetzen. 

Iſt nach dem Umfange der Kaſſe eine unentgeltliche Verwaltung nicht zu 
erreichen, ſo kann der Gemeinde⸗Kirchenrath einen beſoldeten Rendanten an⸗ 
ftellen; ſoll jedoch hierzu ein Mitglied des Gemeinde -Kirchenraths ernannt werden, 
ſo iſt die Genehmigung des Vorſtandes der Kreisſynode erforderlich. 


Der Rendant hat folgende Obliegenheiten: 


a) Er erhebt die Einnahmen der Kirchenkaſſe und leiſtet die Ausgaben aus 
derſelben. Die Ausgaben erfolgen, ſoweit es ſich um feſtſtehende Zab- 
lungen an beſtimmte Empfänger handelt, auf Grund des Etats, ſonſt 
auf beſondere ſchriftliche Zahlungsanweiſung des Vorſitzenden des Ge 
meinde⸗Kirchenraths. 


b) Er legt dem Gemeinde-Kirchenrath jährlich Rechnung ab und hat ſich 
den von dieſem angeordneten Kaſſenreviſionen zu unterwerfen. 


c) Er führt die nächſte Aufſicht über die kirchlichen Gebäude, Grundſtücke, 
Geräthe und ſonſtigen Inventarienſtücke. Wegen der zur Inſtandhaltung 
oder Erneuerung derſelben erforderlichen Lohnarbeiten, Anſchaffungen oder 
Bau » Unternehmungen hat er beim Gemeinde⸗Kirchenrath rechtzeitig 
Anträge zu ſtellen. 


Im Uebrigen ſind für den Geſchäftsbetrieb des Rendanten bis auf Weiteres 
die in den einzelnen Gemeinden geltenden und die im Anſchluß daran von den 
Gemeinde ⸗Kirchenräthen zu treffenden Beſtimmungen maßgebend. 


$. 25. 


10. Der Gemeinde-Kirchenrath iſt das Organ der Gemeinde gegenüber 
den Kirchenbehörden und den Synoden. Er hat das Intereſſe der Gemeinde 
ſowohl durch Erledigung von Vorlagen der Kirchenregierung, insbeſondere bei 
Parochialveränderungen, als auch geeignetenfalls durch Einbringung von Anträgen 
wahrzunehmen. N 


$. 26. 


11. Der Gemeinde-FKicchenratd ſoll in der Gemeinde die Erweckung einer 
lebendigen Theilnahme an ihren Aufgaben und Intereſſen ſich angelegen fein 
laſſen und zu dieſem Behufe namentlich die Wünſche und Anliegen einzelner 
Gemeindeglieder willig entgegennehmen und fleißig erwägen. Auch hat er bei 
geeigneten Gelegenheiten, z. B. bei der Wahl der Gemeindevertreter, über die 
zur Veröffentlichung ſich eignenden wichtigeren Vorgänge feines Verwaltungs⸗ 
gebiets der Gemeinde Mittheilung zu machen. a: 

(Nr, 8195.) 23* III. Ge⸗ 
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III. Gemeindevertretung. 


§. 27. 


In Kirchengemeinden von 500 Seelen oder darüber wird durch Wahl 
der Gemeinde ($$. 34. ff.) eine Gemeindevertretung gebildet. 

In Gemeinden unter 500 Seelen kommen die Rechte der Gemeindever⸗ 
tretung der Verſammlung der wahlberechtigten Gemeindeglieder zu. 

Sind mehrere Gemeinden unter einem gene cen cen de ver⸗ 
bunden (vereinigte Muttergemeinden, Mutter⸗ und Tochtergemeinden), und beträgt 
die Geſammt-⸗Seelenzahl derſelben 500 oder darüber, jo N) für die im $. 2. Ab» 
ſatz 2. 5 Fälle in jeder Gemeinde, ohne Rückſicht auf deren Seelen⸗ 
zahl, eine Gemeindevertretung zu bilden. 

Ob die für Bildung der Vertretung entſcheidende Seelenzahl in einer 
Gemeinde dauernd vorhanden iſt, wird durch Beſchluß des Gemeinde» Kirchen 
raths feſtgeſtellt. 

§. 28. 


Die Stärke der Gemeindevertretung beträgt das Dreifache der normalen 
Zahl der Aelteſten. 
Eine ſtärkere Zahl von Mitgliedern kann auf Antrag der Gemeindever- 
tretung nach gutachtlicher Anhörung der Kreisſynode vom Konſiſtorium geneh- 
migt werden. 


$. 29. 


Die Gemeindevertretung verhandelt und beſchließt in Gemeinſchaft mit 
dem Gemeinde ⸗Kirchenrath über die von dem letzteren zur Berathung vor⸗ 
elegten Gegenſtände. Der Vorſitzende des Gemeinde-Kirchenraths iſt zugleich 
Vorſtzender der zu einem Kollegium vereinigten Verſammlung. 

Sie wird je nach dem vorhandenen Bedürfniſſe unter Angabe der wefent- 
lichen Gegenſtände der Verhandlung berufen. | 

Auß Verlangen des Konſiſtoriums muß die Berufung jederzeit erfolgen. 

Die Einladung geſchieht durch den Vorſitzenden ſchriftlich oder in ſonſt 
ortsüblicher Weiſe. 


$. 30. 


Auf die Verſammlungen, W und Beſchlüſſe der Gemeindever⸗ 
tretung finden die Beſtimmungen des $. 11. Anwendung. 

St auf die erſte Einladung die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mehrheit 
der Gemeindevertretung nicht erſchienen, ſo iſt eine zweite Verſammlung zu ver⸗ 
anſtalten, in welcher die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl die Gemeinde 
gültig vertreten. 8 

Die Beſchlüſſe werden in das Protokollbuch des Gemeinde⸗Kirchenraths 
eingetragen. 


9.31]. 
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$. 31. 


In folgenden Angelegenheiten bedarf der Gemeinde-Kirchenrath der be 
ſchließenden Mitwirkung der Gemeindevertretung: 

1) bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum, der Verpachtung und Vermiethung von Kirchengrund⸗ 
ſtücken auf länger als zehn Jahre und der Verpachtung oder Vermie⸗ 
thung der den kirchlichen Beamten zur Nutzung oder zum Gebrauch 
überwieſenen Grundſtücke über die Dienſtzeit des jeweiligen Inhabers 
hinaus 

2) bei außerordentlichen . des Vermögens, welche die Subſtanz 
ſelbſt angreifen, ſowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, 
ſofern ſie nicht zur zinsbaren Wiederbelegung 1 j 

3) bei Anleihen, ſoweit fie nicht blos zur vorübergehenden Aushülfe dienen 
und aus den laufenden Einnahmen derſelben Voranſchlagsperiode zurück, 
erſtattet werden können; 

4) bei der Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit ſich dieſelben nicht auf Eintrei- 
bung fortlaufender Zinſen und Gefälle oder die Einziehung ausſtehender 
Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, beſchränken, desgleichen 
bei der Abſchließung von Vergleichen; 

5) bei Neubauten und erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, ſofern nicht 
über die Nothwendigkeit der Bauausführung bereits durch die zuſtändige 
Behörde endgültig entſchieden iſt. Für erheblich gelten Reparaturen, 
deren Koſtenanſchlag 50 Thlr. überſteigt. Im Fall des ine 
kann die Gemeindevertretung ein- für allemal die Vollmacht des Gemeinde ⸗ 

| Kirchenraths zur Vornahme höher veranſchlagter Reparaturen, jedoch nicht 
| über die Summe von je 300 Thlr. hinaus, erweitern. 

Die Vorſchriften 1. bis 5. finden Anwendung auf alles kirchliche 
Vermögen, gleichviel, ob es rechtlich der Gemeinde, der Kirche oder einer 
kirchlichen Stiftung gehört, ſofern es nur der Verwaltung der früheren 
Kirchenvorſteher, der Gemeinde oder einer Gemeindekörperſchaft unter⸗ 
legen hat; 5 
bei der Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen 
Geldmittel und Leiſtungen, ſoweit ſolche nicht nach beſtehendem Rechte 
aus dem Kirchenvermögen oder vom Patrone oder von ſonſt ſpeziell 
Verpflichteten zu gewähren ſind, insbeſondere bei Feſtſetzung der auf die 
Gemeinde zu repartirenden Umlagen und bei Beſtimmung des Reparti⸗ 
tionsfußes, welcher nach Maßgabe direkter Staatsſteuern oder am Orte 
erhobener Kommunalſteuern feſtgeſetzt werden muß 
7) bei Veränderungen beſtehender und Einführung neuer Gebührentaxen 
8) bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Dotirung neuer Stellen für 

den Dienſt der Gemeinde, ſowie zur dauernden Verbeſſerung des Ein⸗ 
kommens der beſtehenden; bei dauernder Verminderung ſolcher, auf der 
Kirchenkaſſe haftender Bewilligungen; bei Verwandlung veränderlicher 
Gr. 8195.) ; Ein⸗ 


6 
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Einnahmen der Kirchenbeamten in feſte Hebungen oder bei Umwandlung 
von Naturaleinkünften in Geldrente, letzteres, ſoweit nicht die Umwand⸗ 
et is dem durch die Staatsgeſetze geordneten Ablöſungsverfahren 
erfolgt . 

9) bei der Feſtſtellung des Etats der Kirchenkaſſe und der Voranfchlags- 
periode, ſowie, wenn die jährliche etatsmäßige Solleinnahme der Kirchen⸗ 
kaſſe 300 Thlr. oder mehr beträgt, bei der Abnahme der Jahresrechnung 
und Ertheilung der Decharge. 

In allen Fällen iſt der Etat und die Jahresrechnung nach erfolgter 
Feſtſtellung reſp. Decharge auf 14 Tage zur Einſicht der Gemeindeglieder 
öffentlich auszulegen, 


10) bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur 
Unterſtützung evangeliſch⸗chriſtlicher Vereine und Anſtalten, ſofern dieſelben 
einzeln zwei ment der etatsmäßigen Solleinnahme der Kirchenkaſſe über- 
8 Bis zu dieſem Betrage iſt der Gemeinde⸗Kirchenrath zu ſolchen 

ewilligungen ermächtigt, doch darf der Geſammtbetrag derſelben während 
eines Jahres fünf Prozent der Solleinnahme nicht überſchreiten; 

11) bei Errichtung von Gemeindeſtatuten ($. 46.). 


9. 32. 155 


Die beſtehenden Vorſchriften über die Verleihung der Pfarrämter und die 
der Geſammtheit der Gemeinde dabei gebührende Mitwirkung, desgleichen über 
das Einſpruchsrecht der Gemeinden nach $$. 330 — 339. Tit. 11. Th. II. Allge- 
meinen Landrechts bleiben bis auf Weiteres, insbeſondere bis zur landesgeſetz— 
lichen Ausführung des Artikels 17. der Verfaſſungs-Urkunde, mit folgenden 
Maßgaben in Geltung: 


1) Diejenigen Rechte der Wahl oder der Theilnahme an der Wahl des 

Pfarrers, welche bisher kirchengemeindlichen Wahlkollegien zugeſtanden 
haben, werden, an deren Stelle, von dem Gemeinde-Kirchenrath in Ge— 
meinſchaft mit der Gemeindevertretung geübt. 
i Haben bisher Kommunen oder andere Korporationen an den zur 
Ausübung eines Gemeindewahlrechts gebildeten Wahlkollegien Theil ge— 
nommen, jo kommt dieſe Berechtigung in Wegfall, ſoweit ſie nicht nach⸗ 
weisbar auf dem Patronat oder einem anderen beſonderen Rechts⸗ 
titel beruht. 


2) Pfarrſtellen, welche bisher auf Grund des fiskaliſchen Patronats, ſpe⸗ 
der Statuten oder aus anderen Gründen der freien kirchenregiment⸗ 
ichen Verleihung unterlegen haben, werden dergeſtalt beſetzt, daß die 
Kirchenbehörde in dem einen Erledigungsfalle mit, in dem anderen ohne 
Konkurrenz einer Gemeindewahl den Pfarrer beruft. Die Wahl erfolgt 
durch den Gemeinde ⸗Kirchenrath in Gemeinſchaft mit der Gemeindever⸗ 
tretung. Die näheren Beſtimmungen bleiben einer beſonderen Königlichen 
Verordnung vorbehalten, bis zu deren Erlaß die bisherige Beſetzungsweiſe 
einſtweilen fortbeſteht. auf 

u 
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Auf Pfarrſtellen, mit deren Verleihung die gleichzeitige Uebertra⸗ 
gung eines kirchenregimentlichen Amts verbunden werden ſoll, findet dieſe 
Vorſchrift keine Anwendung. 


. 

Der Gemeinde ⸗Kirchenrath iſt befugt, auch andere Gemeinde-Angelegen⸗ 
heiten, die ihm dazu geeignet ſcheinen, an die Gemeindevertretung zur Berathung 
und Beſchließung zu bringen. a 

Die in Folge deſſen gefaßten Beſchlüſſe find für den Gemeinde⸗Kirchenrath 
maßgebend. 


IV. Bildung der Gemeinde-Organe. 


$. 34. 

Die Mitglieder des Gemeinde⸗Kirchenraths und der Gemeindevertretung 
werden von den wahlberechtigten Gemeindegliedern gewählt. 

Wahlberechtigt ſind alle männlichen ſelbſtſtändigen, über 24 Jahre alten 
Mitglieder der Gemeinde, welche bereits ein Jahr in der Gemeinde, oder wo meh⸗ 
rere Gemeinden am Orte find, an dieſem Orte wohnen, zu den kirchlichen Ge⸗ 
meindelaſten nach Maßgabe der dazu beſtehenden Verpflichtung beitragen und ſich 
rn Eintritt in die wahlberechtigte Gemeinde ordnungsmäßig nach Maßgabe der 

arüber zu erlaſſenden Inſtruktion angemeldet haben. 

Der Patron iſt wahlberechtigt, auch wenn er nicht am Orte der Ge⸗ 
meinde wohnt. Be 

Als ſelbſtſtändig find nicht anzunehmen diejenigen: 

1) welche keinen eigenen Hausſtand ach oder kein öffentliches Amt beklei⸗ 
den oder kein eigenes Geſchäft, beziehungsweiſe nicht als Mitglied einer 
Familie deren Geſchäft führen; 

2) welche unter Kuratel ſtehen oder ſich im Konkurs befinden; 

3) welche im letzten Jahre vor der Wahl armuthshalber Unterſtützung aus 
Armenmitteln oder Erlaß der Staatsſteuern oder der kirchlichen Beiträge 
genoſſen haben. 

Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt: 

J) wer nicht im Vollbeſitz der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befindet; 

2) wer wegen eines Verbrechens oder wegen eines ſolchen Vergehens, wel⸗ 
ches die Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nach 
ſich ziehen muß oder kann, in Unterſuchung ſich befindet, bis zur Been⸗ 
digung der Sache; 

3) wer durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebens- 
wandel ein öffentliches, noch nicht durch nachhaltige Beſſerung geſühntes 
Aergerniß gegeben hat; 

4) wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines 
Kirchengeſetzes des Wahlrechts verluſtig erklärt iſt. 9 

(Nr. 8195.) Das 


8 


Das Wahlrecht ruht bei Allen, welche mit Bezahlung kirchlicher Umlagen 
über ein Jahr im Rückſtande ſind. 


$. 35. 


Wählbar in die Gemeindevertretung ſind alle Wahlberechtigten, ſofern ſie 
nicht durch beharrliche Fernhaltung vom öffentlichen Gottesdienſte und von der 
. an den Sakramenten ihre kirchliche Gemeinſchaft zu bethätigen auf⸗ 
gehört haben. 

Wählbar in den Gemeinde ⸗Kirchenrath find alle zum Eintritt in die Ge⸗ 
A e befähigten Perſonen, welche das dreißigſte Lebensjahr voll- 
endet haben. 


$. 36. 


Der Gemeinde⸗Kirchenrath ordnet die Wahl für die Gemeinde- Organe an 
und legt die von ihm aufgeſtellte Lifte der Wahlberechtigten ($. 18.) in einem 
Jedermann zugänglichen Lokale 14 Tage lang öffentlich aus. 6 

Ort und Zeit der Auslegung ſind im Hauptgottesdienſte von der Kanzel 
bekannt zu machen, mit dem Aigen „daß nach Verlauf der Auslegungsfriſt 
Reklamationen gegen die Liſte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem 
Ernieſſen des Gemeinde⸗Kirchenraths kann die Bekanntmachung auch noch in 
anderen, den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden Formen erfolgen. 

Die eingehenden Reklamationen hat der Gemeinde-Kirchenrath zu prüfen 
und geeignetenfalls die Liſte zu berichtigen; gegen einen ablehnenden Beſcheid ſteht 
dem dadurch von der Wahl Ausgeſchloſſenen binnen 14 Tagen der Rekurs an 
den Vorſtand der Kreisſynode zu. Durch Einlegung des Rekurſes wird die 
anſtehende Wahl nicht aufgehalten. Zwiſchen dem Ende der Reklamationsfriſt 
und dem Tage der Wahl müſſen mindeſtens vierzehn Tage in der Mitte liegen. 


$. 37. 


Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit 
und des Ortes der Wahl, ſowie der Zahl der für den Gemeinde⸗Kirchenrath 
und für die Gemeindevertretung zu wählenden Perſonen von der Kanzel in allen 
von der Anordnung der Wahl an bis zum Wahltage ſtattfindenden Haupt⸗ 
gottesdienſten zu geſchehen. Anderweite den örtlichen Verhältniſſen entſprechende 

ekanntmachungen zu veranſtalten, bleibt dem Ermeſſen des Gemeinde-Kirchen⸗ 
raths überlaſſen. a 
Der Patron oder Patronatsvertreter ($. 6.) iſt zur Theilnahme an der 
Wahlhandlung beſonders einzuladen. 


$. 38. 


Die Wahl geſchieht in der Kirche der Wahlgemeinde an einem Sonntage 
nach Schluß des Hauptgottesdienſtes. 5 

Die Wahlhandlung wird von dem Vorſitzenden des Gemeinde-Kirchen⸗ 
raths geleitet, welchem die übrigen Mitglieder des Gemeinde-Kirchenraths und 
erforderlichenfalls einige von dieſem zu bezeichnende Gemeindeglieder als Wahl— 
5 vor⸗ 
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vorſtand zur Seite ſtehen. Der Patron und der Patronatsvertreter iſt immer 
berechtigt, in den Wahlvorſtand einzutreten. 

er Vorſitzende eröffnet die Wahlhandlung. Er ermahnt die Wähler, 
ihre Wahl auf Männer von unſträflichem Wandel, chriſtlicher Geſinnung, be 
währter Liebe zur evangeliſchen Kirche und fleißiger Theilnahme an Wort und 
Sakrament zu richten. 

Nur die perſönlich erſchienenen Wähler find ſtimmberechtigt. Die Ab- 
ſtimmung erfolgt ſchriftlich mittelſt Stimmzettel. Durch Beſchluß des Gemeinde⸗ 
Kirchenraths kann eine mündliche Abstimmung zu Protokoll angeordnet werden. 

Zunächſt iſt die Wahl der Aelteſten, danach die der Mitglieder der Ge⸗ 
meindevertretung zu vollziehen. 

Gewählt ſind diejenigen, auf welche die abſolute Mehrheit der abgegebenen 
Wahlſtimmen gefallen iſt. Hat der erſte Wahlgang eine abſolute Mehrheit für 
die zur Bildung oder Ergänzung der Gemeinde⸗Organe erforderliche Zahl von 
Perſonen nicht ergeben, ſo iſt, bis dies erreicht wird, das Verfahren durch engere 
Wahl fortzuſetzen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches den 
weſentlichen Hergang beurkundet. Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden 
und mindeſtens zwei Mitgliedern des Gemeinde-Kirchenraths unterzeichnet. 


$. 39. 


Die Namen der Gewählten werden, nachdem der Gemeinde-Kirchenrath 
die Legalität der Wahl geprüft und anerkannt hat, an zwei aufeinander folgenden 
Sonntagen im Hauptgottesdienſte der Gemeinde bekannt gemacht. 


$. 40. 


Einſprüche gegen die Wahl können bis zur zweiten Bekanntmachung der⸗ 
er (F. 39.) von jedem wahlberechtigten Gemeindegliede (F. 34.) erhoben 
werden. 

Ueber ſolche Einſprüche entſcheidet der Gemeinde ⸗Kirchenrath und, auf ein⸗ 
gelegten Rekurs, für welchen von Zuſtellung der Entſcheidung an eine vierzehn⸗ 
tägige präkluſiviſche Friſt läuft, der Vorſtand der Kreisſynode ($. 56. Nr. 90 

Der letztere hat auch von Amtswegen die Wahl zu prüfen. 


H. 41. 

Die Gewählten können das Gemeindeamt nur ablehnen oder niederlegen, 

J) wenn ſie das ſechszigſte Lebensjahr vollendet, oder 

2) ſchon ſechs Jahre das Aelteſtenamt bekleidet haben, oder 

3) wegen anderer erheblicher Entſchuldigungsgründe, z. B. Kränklichkeit, 
häufiger Abweſenheit, unvereinbarer Dienſtverhältniſſe. Ueber die Erheb⸗ 
lichkeit und thatſächliche Begründung entſcheidet der Gemeinde⸗Kirchen⸗ 
rath und auf eingelegten Rekurs, für welchen von Zuſtellung der Ent⸗ 
ſcheidung an eine vierzehntägige präkluſiviſche Frift läuft, der Vorſtand 
der Kreisſynode. | 

Jahrgang 1874. (Nr. 8195.) 24 Mer 
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Wer ohne ſolchen Grund die Uebernahme oder die Fortſetzung des Ge⸗ 
meindeamts verweigert, verliert das kirchliche Wahlrecht. Daſſelbe kann ihm 
jedoch auf ſein Geſuch von dem Gemeinde-Kirchenrath wieder beigelegt werden. 

Die Ablehnung oder Niederlegung des vom Patron übertragenen Aelteſten⸗ 
amts unterliegt keinen beſchränkenden Beſtimmungen. 


8. 42. 


Iſt für die Aelteſtenwahl zweimal vergeblich Termin e weil 
Wahlberechtigte nicht erſchienen ſind, oder die Erſchienenen die Vornahme der 
Wahl verweigert haben, oder weil nicht wählbare Perſonen gewählt worden 
find, fo hat für dieſes Mal der Vorſtand der Kreisſynode die Aelteſten zu 
ernennen. 

Iſt aus denſelben Gründen die Wahl der Gemeindevertretung nicht zu 
Stande gekommen, fo werden bis dahin die Rechte derſelben durch den Gemeinde⸗ 
Kirchenrath ausgeübt. 8 


Das Amt der gewählten Aelteſten und der Gemeindevertreter dauert ſechs 


Jahre. 
’ Von drei zu drei Jahren feheidet die Hälfte aus. Die Ausſcheidenden find 
wieder wählbar und bleiben jedenfalls bis zur Einführung ihrer Nachfolger im Amte. 
def. Der Austritt wird durch die Dienſtzeit, das erſte Mal durch Auslooſung 
eſtimmt. 

Bei einer außer der Zeit eintretenden Erledigung wählt die Gemeinde⸗ 
vertretung in ihrer nächſten Verſammlung einen Erſatzmann, deſſen Funktion 
ſich auf die Reſtzeit der Amtsdauer des Ausgeſchiedenen erſtreckt. 


$. 44. 

Die Entlaffung eines Aelteſten oder Gemeindevertreters erfolgt durch den 
Vorſtand der Kreisſynode nach Anhörung des Gemeinde-Kirchenraths: 

1) wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft ($. 34.), 
2) wegen grober Pllichtwidrigkeit. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes der Kreisſynode ſteht ſowohl dem 
Betroffenen, als auch dem Gemeinde⸗Kirchenrath binnen 14 Tagen die Berufung 
an das Konſiſtorium zu, welches mit Zuziehung des Vorſtandes der Provinzials 
ſynode endgültig entſcheidet (§. 55. Nr. 9.). 


$. 45. 

Wenn eine Gemeindevertretung beharrlich die Erfüllung ihrer Pflichten 
vernachläſſigt oder verweigert, fo kann das Konſiſtorium auf den Antrag des 
Vorſtandes der Kreisſynode dieſelbe auflöſen und den erwieſen Schuldigen die 
Wählbarkeit auf beſtimmte Zeit entziehen. 

Die u der Gemeindevertretung iſt unter Leitung eines von dem 
Konſiſtorium zu beſtellenden Kommiſſarius zu bewirken. 

Bis dahin werden die Rechte der Gemeindevertretung durch den Gemeinde- 


Kirchenrath ausgeübt. 
V. Schluß⸗ 
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V. Schlußbeſtim mungen. 


8 46. Ä 

Mittelſt ſtatutariſcher Beſtimmung können in einer Gemeinde beſondere, 
die vorſtehende Ordnung ergänzende oder modifizirende Einrichtungen aufrecht 
erhalten oder neu eingeführt werden. 

Geeignetenfalls iſt das Ganze der Gemeindeordnung in einem förmlichen 
Gemeindeſtatut zuſammenzufaſſen. 

Zur Feſtſetzung ſtatutariſcher Ordnungen bedarf es der Zuſtimmung der 
Gemeindevertretung, der Prüfung durch die Kreis⸗ und Provinzialſynode, der 
Anerkennung der letzteren, daß die entworfene Beſtimmung zweckmäßig und 
weſentlichen Vorſchriften der Kirchenordnung nicht zuwider fe ſowie der ab» 
ſchließenden Genehmigung des Konſiſtoriums. 


$. 47. 

Das in den beſtehenden Geſetzen begründete Recht ſowohl der Staats⸗ 
behörden als der vorgeſetzten Kirchenbehörden, die Gemeinden und ihre Organe 
zu einer pflichtmäßigen Thätigkeit anzuhalten, zu dieſem Behufe ihnen Weiſungen 
zu ertheilen und erforderlichenfalls die geſetzlich ſtatthaften Zwangsmittel anzu⸗ 
wenden, erfährt durch dieſe Ordnung keine Veränderung. 

$. 48. 

Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts finden keine Anwendung: 

1) auf diejenigen franzöſiſch⸗reformirten Gemeinden, in welchen ein nach 
Vorſchrift der discipline des églises reformees de France gebildetes 
consistoire oder Presbyterium eingerichtet iſt ; 

2) auf diejenigen Immediatgemeinden, welche eine Allerhöchſt ſanktionirte 
851 60 und ein für die Interna und Eterna der Gemeinde gebil⸗ 
detes Kirchenkollegium beſitzen ; N 

3) auf die Unitätsgemeinden der Provinz Poſen 

4) auf die Militair⸗ und Anſtaltsgemeinden. 

Hinſichtlich aller dieſer Gemeinden bewendet es bis auf Weiteres bei der 
beſtehenden Verfaſſung. 5 


Zweiter Abſchnitt. 
Kreisſynode. 


$. 49. 


Die zu einer Diözefe vereinigten Gemeinden bilden in der Regel den 
Kreis Synodalverband. 
Gemeinden, welche keiner Diözeſe angehören, find einem benachbarten 
Synodalverbande anzuſchließen. ö 
Gr. 8195.) 24 Klei⸗ 
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Kleinere Diözefen können ganz oder getheilt mit benachbarten zu dem Ver⸗ 
bande einer Kreisſynode vereinigt werden. 
Ueber Veränderungen beſtehender Kreis⸗Synodalverbände trifft das Kon- 
ſiſtorium mit Einwilligung der betreffenden Kreisſynoden oder im Falle des 
Widerſpruchs unter Zuſtimmung der Provinzialſynode Entſcheidung. 


§. 50. 
Die Kreisſynode beſteht aus: 

1) dem Diözeſan⸗Superintendenten als Vorſitzenden. 

Unter mehreren zur Synode gehörigen Superintendenten gebührt 
der Vorſitz dem im Ephoralamt älteren; 

2) ſämmtlichen innerhalb des Kirchenkreiſes ein Pfarramt definitiv oder 
vikariſch verwaltenden Geiſtlichen. — Geiſtliche an Anſtalten, welche 
keine Parochialrechte haben, Militairgeiſtliche und ordinirte Hülfsgeiſt⸗ 
mi find nur befugt, mit berathender Stimme an der Synode Theil zu 
nehmen. 

Zweifel über den Umfang der Theilnahmeberechtigung einzelner 
Geiſtlicher entſcheidet das Konſiſtorium; 

3) je einem weltlichen Mitgliede, welches von dem Gemeinde⸗Kirchenrath 

jeder Gemeinde, bei verbundenen Gemeinden ($. 2.) der Geſammtparochie, 

aus ſeiner Mitte oder aus den Mitgliedern der Gemeindevertretung, 
welche die Qualifikation zum Aelteſten haben, oder aus der Zahl der 
früheren Aelteſten auf drei Jahre gewählt wird. 

Gemeinden mit mehreren Pfarrgeiſtlichen find befugt, ebenſoviel 
weltliche Mitglieder zur Kreisſynode abzuordnen, als Geiſtliche für ſie 
daran Theil nehmen. 

Für jedes weltliche Mitglied iſt gleichzeitig ein Stellvertreter zu 
wählen, welcher bei deſſen Verhinderung in die Synode eintritt; 
in jeder Kreisſynode ſind die Gemeinden, welche mehr als 4000 
Parochianen umfaſſen, und, wo deren Zahl nicht wenigſtens vier beträgt, 
die vier an Seelenzahl ſtärkſten Gemeinden befugt, außer den vorge⸗ 
nannten Mitgliedern (Nr. 2. und 3.) noch je einen Abgeordneten zur 
Kreisſynode zu entſenden. 

Derſelbe wird vom Gemeinde-Kirchenrath aus angeſehenen, kirch⸗ 
lich erfahrenen und verdienten Männern des Synodalkreiſes für eine 
Synodalperiode gewählt. Die Wahl kann auch auf eximirte Perſonen 
gerichtet werden. f 


4 


— 


$. 51. 


Die Kreisſynode tritt jährlich in der Regel einmal zuſammen. Außer⸗ 
ordentliche Verſammlungen können mit Genehmigung oder auf Anordnung des 
5 attfinden. Die Dauer der Verſammlung ſoll zwei Tage nicht 
überſchreiten. 

Ausnahmsweiſe iſt das Konſiſtorium befugt, eine ſchriftliche Abſtimmung 
der Mitglieder außerhalb der Verſammlung zu veranſtalten. 

$. 52. 


re ir lc 


$. 52. 


Der Vorſttzende beruft, eröffnet und ſchließt die Verſammlung und ſorgt 
für die vorbereitenden Arbeiten, die er auf Mitglieder des Synodalvorſtandes 
(F. 54.) und andere geeignete Synodalen nach Bedürfniß vertheilen kann. 

Er leitet die Verhandlungen, beſtimmt die Reihenfolge der zu verhandelnden 
Gegenſtände und ſorgt für Aufrechthaltung der Ordnung. In dieſen Geſchäften 
kann er ſich durch ein anderes Mitglied der Synode vertreten laſſen. 

Zur Beſchlußfähigkeit der Synode bedarf es der Anweſenheit von zwei 
Dritteln ihrer Mitglieder. 

Die Befchlürfe werden nach abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Wahl⸗ 
handlungen ſind, wenn zunächſt relative Mehrheiten ſich ergeben, durch engere 
Wahl bis zur Erreichung einer abſoluten Majorität fortzuſetzen. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag, bei Wahlen ent⸗ 
cheidet das Loos. i 

Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die Schlußſitzung auch mit Gebet 
geſchloſſen. 

$. 53. 


Der Wirkungskreis der Kreisſynode umfaßt nachſtehende Befugniſſe und 
Obliegenheiten: 

1) die Erledigung der vom Konſiſtorium oder von der Provinzialſynode 
ihr zugehenden Vorlagen; 

2) die Berathung von Anträgen an das Konſiſtorium und die Provinzial; 
ſynode, welche von den Mitgliedern der Synode, von den Gemeinde⸗ 
Kirchenräthen oder auch einzelnen Gemeindegliedern des Synodalkreiſes 
ausgehen; 

3) die Mitaufſicht über die Gemeinden, Geiſtlichen, Kandidaten und alle in 
kirchlichen Berufsämtern ſtehenden Perſonen ihres Kreiſes. 

Zu dieſem Behufe erhält ſie bei ihrem jedesmaligen Zuſammen⸗ 
treten zu ordentlicher Verſammlung durch den Superintendenten oder die 
von ihm dazu beſtellten Referenten einen Bericht über die kirchlichen und 
ſittlichen Zuſtände der Gemeinden. 

Sie iſt berufen, von anſtößigen Vorgängen in Leben und Wandel 
der Geiſtlichen, der Gemeindebeamten und der niederen Kirchendiener 
Kenntniß zu nehmen, dagegen die Mittel der brüderlichen Ermahnung 
und Warnung in Anwendung zu bringen, geeignetenfalls aber, wenn 
dieſe fruchtlos bleiben, die Sache der zuſtändigen Disziplinarinſtanz zu 
übergeben; 

4) die Uebung der Kirchendisziplin in zweiter Inſtanz, wo in erſter Inſtanz 


der Gemeinde ⸗Kirchenrath disziplinariſche Entſcheidung getroffen hat 
($. 14. vergl. jedoch $. 55. Nr. 7.); N at, 
5) die Mitaufficht über die in den Kirchengemeinden beſtehenden Ein⸗ 
richtungen für chriſtliche Liebeswerke ($. 17.), ſowie die Verwaltung 
und Leitung der den Kirchengemeinden des Synodalkreiſes gemeinſamen 
(Nr. 8195.) der⸗ 
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derartigen Inſtitute, jedoch unbeſchadet abweichender ſtatutariſcher Ord⸗ 
nungen; 

6) mne des Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens in den einzelnen Ge⸗ 
meinden. 

Die Synode iſt berechtigt, durch einen zu beſtellenden Ausſchuß 
von der Verwaltung des lokalen Kirchen» und kirchlichen Stiftungsver⸗ 
mögens ($. 22.), ſowie von der Verwaltung der durch eigene Vorſtände 
vertretenen lokalen und allgemeinen kirchlichen Stiftungen 5 des 
Kreiſes Kenntniß zu nehmen und die Beſeitigung etwaiger Mißſtände 
anzuordnen. 

Sind an Stiftungen der letzteren Art mehrere Synodalkreiſe be⸗ 
theiligt, ſo ſtehen dieſe Befugniſſe nur derjenigen Kreisſynode zu, in 
deren Bereiche der Stiftungsvorſtand feinen Sitz hat 

7) die Verwaltung der Kreis⸗Synodalkaſſe, die Beſtellung eines Kreis⸗Synodal. 
rechners, die Festsetzung des Etats der Kaſſe, dieſe unter Genehmigung 
des Konſiſtoriums, die Repartition der zur Kreis⸗Synodalkaſſe erforder⸗ 
lichen Beiträge der Kirchenkaſſen und Gemeinden; 


8) die Prüfung ſtatutariſcher Ordnungen der Gemeinden ($. 46.), ſowie die 
Errichtung ſolcher Ordnungen in dem den Kreisſynoden angewieſenen Ge⸗ 
ſchäftsgebiete. Auch die letzteren bedürfen der Billigung der Provinzial 
ſynode und der abſchließenden Beſtätigung des Konſiſtoriums, 


9) die Wahl ihres Vorſtandes nach Maßgabe des $. 54. 
10) ss 58. f von Abgeordneten zur Provinzialſynode nach Maßgabe der 
$$. 58. ff. 


$. 54. 


Der Vorſtand der Kreisſynode beſteht aus dem vorſitzenden Superinten⸗ 
denten (Präſes) und aus vier von der Synode aus ihrer Mitte auf drei Jahre 
gewählten Beiſitzern (Aſſeſſoren), von denen mindeſtens einer ein Geiſtlicher ſein 
muß. Der geiſtliche Beiſizer und, wenn deren mehrere in dem Synodal⸗Vor⸗ 
ſtand ſind, der an erſter Stelle gewählte, hat den Vorſitzenden im Falle ſeiner 
Verhinderung in allen Synodalgeſchäften zu vertreten. Das Konſiſtorium kann 
jedoch, wenn die Vertretung eines Superintendenten in allen Ephoralfunktionen 
angeordnet werden muß, auch den Synodalvorſitz dem ernannten Vertreter der 
Superintendentur übertragen. 


$. 55. 
Der Synodalvorſtand hat 

1) den Vorſitzenden in den Präſidialgeſchäften zu unterſtützen, 

2) für die Auen Redaktion und Beglaubigung der Protokolle zu 
ſorgen, zu welchem Behufe er unter ſeiner Verantwortlichkeit auch einige 
Synodalmitglieder zur Unterſtützung zuziehen kann, 

3) die Synodalprotokolle an das Konſiſtorium zu befördern und die von 
letzterem beſtätigten Beſchlüſſe, ſoweit ihm die Vollziehung aufgetragen 
wird, zur Ausführung zu bringen, * 

d 
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4) zur Verſammlung der Kreisſynode die erforderlichen Einleitungen zu 

treffen, insbeſondere die Vorlagen für dieſelbe vorzubereiten, 
5) dem Konſiſtorium auf Erfordern Gutachten abzuſtatten, 

6) in eiligen Fällen der nach §. 53. Nr. 5. und 6. der Synode übertragenen 
Mitaufſicht die vorläufige bis zur nächſten Synodalverſammlung wirkſame 
Entſcheidung zu treffen, 

7) wenn die Kreisſynode nicht verſammelt iſt, die ihr im §. 53. Nr. 4. über⸗ 
tragene Zuſtändigkeit auszuüben, 

8) auf eingelegten Rekurs über Einſprüche gegen die Wahl von Aelteſten 

oder Gemeindevertretern ($. 40.), über die Zuläſſigkeit einer Amtsablehnung 
oder Niederlegung von Aelteſten oder Gemeindevertretern ($. 41.), ſowie 
über den Ausſchluß vom Wahlrechte (F. 36.) zu entſcheiden, 

9) darüber zu befinden, ob der Fall des §. 44. Nr. 1. vorliegt, ſowie die 
Disziplinargewalt über die Mitglieder des Gemeinde-Kirchenraths und 
der Gemeindevertretung auszuüben mit dem Rechte, Ermahnung, Ver⸗ 
weis und wegen SE Pflichtwidrigkeit Entlaſſung aus dem Amte zu 
verfügen (F. 44. Nr. 2.). 

Die Disziplinar⸗Entſcheidung erfolgt nach Unterſuchung der Sache 
und Vernehmung des Beſchuldigten durch eine ſchriftlich mit Gründen 
abzufaffende Reſolution, welche im Falle der Verurtheilung zugleich über 
die Nothwendigkeit der Suspenſion zu beſtimmen hat. Binnen vier 
Wochen nach Zuſtellung der Reſolution ſteht dem Beſchuldigten der 
Rekurs an das Konſiſtorium zu, welches endgültig entſcheidet. Lautet 
die angefochtene w ts 0 auf Entlaſſung, ſo kann das Konſiſtorium 
nur unter Zuziehung des Vorſtandes der Provinzialſynode entſcheiden, 

10) bei Pfarrbeſetzungen, vorbehaltlich des Rekurſes an das Konſiſtorium, 
über Einwendungen der Gemeinde gegen Wandel und Gaben des De⸗ 
ſignirten, ſowie über Einwendungen von einer Zweidrittelmehrheit der 
Gemeindemitglieder zu entſcheiden. | 

Ueber Einwendungen wegen der Lehre des Deſignirten trifft in 
erſter Inſtanz das Konſiſtorium die . unter Mitwirkung des 
Vorſtandes der Provinzialſynode (vergl. $. 68. Nr. 6.). In den Fällen 
der Nr. 7. 8. 9. 10. müſſen ſämmtliche Mitglieder des Synodalvor⸗ 

andes an den Beſchlüſſen deſſelben Theil nehmen. Für die übrigen 
ihm übertragenen Geſchäfte reicht die Mitwirkung von drei Mitgliedern, 
einſchließlich des Vorſitzenden, aus. 


$. 56. 


Bei den Verſammlungen der Kreisſynode findet eine beſchränkte Oeffent⸗ 

lichkeit 5 ö | 

ie Kandidaten und nicht ordinirten Geiftlichen des Synodalkreiſes, die 
Aelteſten deſſelben, die evangeliſchen Kirchenpatrone, die evangeliſchen Mitglieder 
er an der Kirchenverwaltung betheiligten Kreis- und Provinzialbehörden, ſowie 
der Centralbehörden haben als Gäſte Zutritt. En 

5 Gr. 8195 5 An⸗ 


— 170 — 


Andere Perſonen als Zuhörer zuzulaſſen, hängt von dem Ermeſſen des 
Synodalvorſtandes ab. 
’ Der General-Superintendent, ſowie ein vom Konſiſtorium etwa abgeord⸗ 
netes Konſiſtorialmitglied, desgleichen der Präſes der Provinzialſynode ($. 66.) 
hat das Recht, jederzeit den Verhandlungen der Kreisſynode beizuwohnen, dabei 
das Wort zu ergreifen und Anträge zu ſtellen. 


§. 57. 

In Städten, welche mehrere Synodalkreiſe umfaſſen, iſt auf das Zuſammen⸗ 
treten von mehreren Kreisſynoden zur Behandlung gemeinſamer kirchlicher An⸗ 
gelegenheiten der Stadt Bedacht zu nehmen. Die Anordnung deſſelben erfolgt 
mit Einwilligung der einzelnen Kreisſynoden, im Fall ihres Widerſpruchs unter 
Zuſtimmung der Provinzialſynode durch das Konſiſtorium, welches zugleich den 
Vorſitz und die Geſchäftsordnung der ſo gebildeten ſynodalen Körperſchaft regelt. 

Dem Konſiſtorium bleibt vorbehalten, den Wirkungskreis einer Kreisſynode 
oder einer nach Abſatz 1. gebildeten Vereinigung von Kreisſynoden, ſowie ihres 
Vorſtandes mit Rückſicht auf eigenthümliche Einrichtungen oder Bedürfniſſe des 
Kreiſes, im Einverſtändniß mit den betreffenden Kreisſynoden, oder, wenn daſſelbe 
nicht zu erreichen, unter Zuſtimmung der Provinzialſynode, zu erweitern. 


Dritter Abſchnitt. 
Provinzialſynode. 


$. 58. 
Die Kreisſynoden jeder Provinz bilden zuſammen den Verband einer 
Provinzialſynode. 
§. 59. 
Die Provinzialſynode wird zuſammengeſetzt aus: 
1) den von den Kreisſynoden oder Synodalverbänden der Provinz zu wäh⸗ 
lenden Abgeordneten, geiſtlichen und weltlichen in gleicher Zahl ($. 61.), 
2) den nach $. 62. von den größten Kreisſynoden beſonders abzuordnenden 
Mitgliedern, 
3) einem von der evangeliſch⸗theologiſchen Fakultät der Provinzial⸗Univerſität 
. der Univerſität Breslau) zu wählenden Mitgliede dieſer En 
Ultat, 5 ö 
4) aus landesherrlich zu ernennenden Mitgliedern, deren Zahl den ſechsten 
Theil der nach Nr. 1. zu wählenden Abgeordneten nicht überſteigen ſoll. 
Die Berufung aller Synodalmitglieder erfolgt für eine Synodalperiode 
von drei Jahren. i 
Ueber die Einfügung der drei Kreisſynoden der Grafſchaften Stolberg⸗ 
Wernigerode, Stolberg und Roßla in den Synodalverband der Provinz Sachſen 
wird beſondere Beſtimmung ergehen. 5 
$. 60, 
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$. 60. 


Die Mitglieder des von der vorangegangenen ordentlichen Provinzialſynode 
mn Vorſtandes, des Provinzial-Konſiſtoriums und des Evangeliſchen 
ber⸗Kirchenraths ſind berechtigt, mit berathender Stimme an den Verhandlungen 
der Synode Theil zu nehmen.“ 
ußerdem wohnt ein Königlicher Kommiſſar den Verhandlungen bei, 
welcher jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen kann. Das gleiche 
Recht ſteht den General⸗Superintendenten der Provinz zu. 


$. 61. 


Jeder Kreis⸗Synodalbezirk iſt ein Wahlkreis, ſeine Kreisſynode der Wahl⸗ 
körper. Sind in der Provinz mehr als 40 Kreisſynoden vorhanden, ſo iſt durch 
Vereinigung mehrerer Kreisſynoden zu einem Wahlverbande die Zahl der Wahl- 
kreiſe auf 40 zu verringern. In dem Wahlverbande bilden die vereinigten Kreis⸗ 
ſynoden den Wahlkörper. 

Die Anzahl und die Begrenzung der durch Zuſammenlegung von Kreid- 
ſynoden gebildeten Wahlkreiſe wird bis zur anderweiten kirchengeſetzlichen Nege- 
lung durch Königliche Verordnung beſtimmt. 

Jeder Wahlkreis wählt zwei Abgeordnete, einen geiftlichen und einen welt- 
5 und für jeden Abgeordneten gleichzeitig einen Stellvertreter aus demſelben 

tande. 

Wählbar ſind die ue ſowie die früheren Mitglieder der wählenden 
Wahle. der Gemeinde⸗Kirchenräthe und der Gemeindevertretungen des 

ahlkreiſes. 

Die Gemeindevertreter müſſen das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt haben. 


$. 62. 


Kreisſynoden, welche für fi) allein mehr als 60,000 Evangelifche umfaſſen, 
find befugt, neben den im $. 61. genannten Mitgliedern noch je einen Abgeord⸗ 
neten zur Provinzialſynode zu entſenden. a 

erſelbe iſt von der Kreisſynode aus den angeſehenen, kirchlich erfahrenen 
und verdienten Männern des Provinzialbezirks zu wählen. Die Wahl kann 
auch auf eximirte Perſonen gerichtet werden. 


4 
Is 63. 


Die Mitglieder der Provinzialſynode legen bei ihrem Eintritt in die 
Synode nachſtehendes Gelöbniß ab: 

„Ich gelobe vor Gott, daß ich meine Obliegenheiten als Mitglied der 

Synode ſorgfältig und treu, dem Worte Gottes und den Ordnungen der 

evangeliſchen Landeskirche gemäß, erfüllen und darnach trachten will, daß 

die Kirche in allen Stücken wachſe an dem, der das Haupt iſt Chriſtus.“ 
Jahrgang 1874. (Nr. 8195.) 25 $. 64. 


N 
$. 64. 


Die Provinzialſynode verſammelt ſich alle drei Jahre auf Berufung des 
Konſiſtoriums in einer Stadt der Provinz. Außerordentliche Verſammlungen 
kann mit Zuſtimmung des Synodalvorſtandes das Konſiſtorium, unter Geneh⸗ 
migung des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths, berufen. Anfangstermin, Ort 
und Dauer der Verſammlung werden zwiſchen dem Konfiftorium und dem 
Synodalvorſtande vereinbart. 

Eine Verlängerung der vereinbarten Dauer bedarf der Zuſtimmung des 
landesherrlichen Kommiſſars. 


§. 65. 


Der Wirkungskreis der Provinzialſynode umfaßt nachſtehende Befugniſſe 
und Obliegenheiten: 


1) Sie hat die Zuſtände und Bedürfniſſe ihres Bezirks in Obacht zu nehmen, 
über die Erhaltung der kirchlichen Ordnung in Lehre, Kultus und Ver 
faſſung zu wachen und die Hebung der wahrgenommenen Mißſtände 
5 Anträge oder Beſchwerden im kirchenordnungsmäßigen Wege zu 

etreiben. 


2) Ueber die von der Kirchenregierung gemachten Vorlagen, ſowie über die 
von den Kreisſynoden oder aus ihrer eigenen Mitte an ſie gelangenden 
Anträge hat ſie zu berathen und die zu ihrer Erledigung erforderlichen 
Gutachten zu erſtatten und Beſchlüſſe zu faſſen. 

Die letzteren bedürfen der Beſtätigung der Kirchenregierung. 


3) Die Provinzialſynode übt eine ſelbſtſtändige Theilnahme an der kirchlichen 
Geſetzgebung dergeſtalt, daß kirchliche Geſetze, deren Geltung ſich auf 
die Provinz beſchränken ſoll, durch das Kirchenregiment nicht ohne ihre 
Zuſtimmung erlaſſen werden können. 

Neue Katechismus⸗ Erklärungen, Religionslehrbücher, Geſangbücher 
und agendariſche Normen dürfen in den Provinzialbezirk nicht ohne Zu- 
ſtimmung der Provinzialſynode eingeführt werden. 

Kirchliche Ordnungen und Geſetze, welche mit Zuſtimmung der 
Generalſynode in Gemäßheit der künftigen General-Synodalor nung 


erlaſſen werden, gehen den provinziellen Ordnungen und Geſetzen vor. 


4) Zur Einführung neuer, regelmäßig wiederkehrender Provinzial⸗Kirchen⸗ 
kollekten bedarf es der Zuſtimmung der Provinzialſynode. 


5) Die von den Kreisſynoden beſchloſſenen ſtatutariſchen Beſtimmungen 


unterliegen der r der Provinzialſynode und gelangen erſt nach 
deren Zuſtimmung zur Beſtätigung an das Konſiſtorium ($. 53. Nr. ES 


6) Die Provinzialſynode erhält Einfiht von dem Zuſtande der Synodal⸗ 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſen, des Provinzial⸗Emeritenfonds und anderer 
provinzieller, von dem Konſiſtorium oder anderen Königlichen Behörden 
verwalteter kirchlichen Stiftungen. 


Sie 


„ 
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Sie führt die Mitaufſicht über die Kreis⸗Synodalkaſſen und ordnet 
durch ihre Beſchlüſſe die Verwaltung der Provinzial⸗Synodalkaſſe. 

7) Neue kirchliche Ausgaben zu provinziellen Zwecken, ſoweit ſie durch 
Leiſtungen der Kirchenkaſſen oder Kirchengemeinden gedeckt werden follen, 
bedürfen der Bewilligung der Provinzialſynode und der Zuſtimmung des 
Konſiſtoriums. 

8) Die Provinzialſynode beſchließt über die Verwendung des Ertrages einer: 
vor ihrem jedesmaligen regelmäßigen Zuſammentritt in der Provinz ein⸗ 
zuſammelnden Kirchen⸗ und Hauskollekte zum Beſten der dürftigen Ge⸗ 
meinden ihres Bezirks. Sie iſt befugt, eine jährliche Einſammlung 
dieſer Kirchen⸗ und Hauskollekte anzuordnen. 5 

Ueber die Verwendung der Kollekte kann das Konſiſtorium Vor 
ſchläge an die Synode richten. 

9) Sie iſt berechtigt, zu den durch das Konſiſtorium veranſtalteten Prüfungen 
der theologiſchen Kandidaten 055 bis drei Abgeordnete aus ihrer Mitte 
ee der Prüfungskommiſſion mit vollem Stimmrecht zu ent⸗ 
enden. 

10) Sie wählt ihren Vorſtand nach Maßgabe des $. 66. 


11) Sie wählt Abgeordnete zur Generalſynode nach Maßgabe der demnächſt 
zu erlaſſenden General» Synodalordnung. 


$. 66. 


Der Vorſtand der Provinzialſynode wird für eine laufende Synodal— 
periode gewählt, bleibt aber bis zur Bildung des neuen Vorſtandes in Thätigkeit. 
Er beſteht 
1) aus einem Vorſitzenden (Präſes), 
2) aus mehreren (nicht über ſechs) Beiſitzern, geiſtlichen und weltlichen in 
gleicher Zahl (Aſſeſſoren). 0 
Die Feſtſtellung der Zahl für jede einzelne Provinz erfolgt durch einen 
Beſchluß der Provinzialſynode, welcher der Beſtätigung durch den Evangeliſchen 
Ober⸗Kirchenrath bedarf. 
Für ſämmtliche Beiſitzer werden Stellvertreter gewählt, welche in Ver⸗ 
hinderungsfällen für jene in den Vorſtand eintreten. 
Die Wahl des Präſes unterliegt der Beſtätigung des Evangeliſchen Ober- 
Kirchenraths. 5 ii 


Der Präſes eröffnet die Synode, leitet ihre Verhandlungen und handhabt 
die äußere Ordnung. Seine Stimme entſcheidet bei Stimmengleichheit. Er 
repräſentirt die Synode nach Außen, insbeſondere bei kirchlichen Feierlichkeiten 
von provinzieller Bedeutung. Er iſt befugt, den Kreisſynoden der Provinz mit 
berathender Stimme beizuwohnen. Bei vorübergehender Behinderung kann er 
ſich durch einen Beiſitzer vertreten laſſen. Er iſt der Vorſitzende des Synodal⸗ 
vorſtandes als eigenen Kollegiums. 

(Nr. 8195.) 25° Der 


a 3 


Der Präſes wird bei den Präſidialgeſchäften von den Beiſitzern unterſtützt. | 
Im Falle ſeiner bleibenden Verhinderung oder feines definitiven Ausfcheidend 
wählen bei nicht verſammelter Synode die Beiſitzer unter ſich einen ſtellver⸗ 
tretenden Vorſitzenden. ’ 

Die Korreſpondenz führt, infoweit nicht der Vorſtand in Geſammtheit zu 
handeln berufen iſt, der Präſes allein. Demſelben ſteht frei, die Mitunterſchrift 
der Beiſitzer einzuholen. 


$. 68. | 
Dem Vorſtande der Provinzialſynode liegt ob: 


1) die Sorge für die Redaktion und Beglaubigung der Synodalprotokolle. 
Für die Aufzeichnung kann der Vorſtand mit Zuſtimmung der Synode 
ein Mitglied derſelben oder mehrere heranziehen. Auch in dieſem Falle 
iſt er für die Redaktion und die Richtigkeit des Protokolls ver⸗ 
antwortlich 


2) die Einreichung der Synodalprotokolle an das Konſiſtorium, ſowie deren 
Mittheilung an ſämmtliche Pfarrer und Gemeinde-Kirchenräthe der 
Provinz; 5 ö 

3) die zur Ausführung der Synodalbeſchlüſſe erforderlichen Maßnahmen; 


4) die Vorbereitung der Geſchäfte für die nächſte Synodalverſammlung, 
insbeſondere die Prüfung der Legitimationen (F. 69.); 


5) die Abſtattung von Gutachten, welche von dem Konſiſtorium erforder! 
werden d 


6) die Theilnahme an wichtigen Geſchäften des Konſiſtoriums. Sie muß 
eintreten bei Vorſchlägen über die Beſetzung kirchenregimentlicher Aemter, 
bei Entſcheidungen ſowohl in der Rekursinſtanz über die Entlaſſung von 
Aelteſten (§. 44.) als auch in erſter Inſtanz über Einwendungen der 
Gemeinde gegen die Lehre eines zum Pfarramt Deſignirten ($. 55. 
Nr. 10.) ferner bei Entſcheidungen, durch welche wegen Mangels an 
Uebereinſtimmung mit dem Bekenntniſſe der Kirche die Berufung eines 
ſonſt Anſtellungsfähigen zu einem geiſtlichen Amte für unzuläſſig erklärt 
wird, endlich in allen Fällen, in welchen gegen einen Geiſtlichen wegen 
Irrlehre die Unterſuchung eingeleitet oder eine Entſcheidung gefällt 
werden ſoll. 5 

Auch in anderen, durch ihre Wichtigkeit dazu geeigneten Angelegen⸗ 
heiten kann das Konſiſtorium den Synodalvorſtand zuziehen. | 
Die Mitwirkung des Vorſtandes findet in der Weiſe ftatt, daß die 
Mitglieder deſſelben an den betreffenden Berathungen und Beſchlüſſen 
als außerordentliche Mitglieder des Konſiſtoriums mit vollem Stimm⸗ 
rechte Theil nehmen. Ihrer Theilnahme iſt in der Ausfertigung des 
Beſchluſſes Erwähnung zu thun; 


7) die Berichterſtattung über ſeine Wirkſamkeit an die nächſte ordentliche 
Provinzialſynode. 3 we 
8. (9. 


DE 
$. 69. 


Nachdem der Präſes die Synode eröffnet hat, berichtet er Namens des 
Synodalvorſtandes über die Legitimation der Synodalmitglieder, über welche die 
Verſammlung beſchließt. Beanſtandete Mitglieder ſtimmen hierbei nicht mit. 
Die eintretenden Mitglieder legen das Synodalgelöbniß in die Hand des Präſes 
ab. Demnächſt erſtattet der Präſes den Bericht über die Wirkſamkeit des bis⸗ 
herigen Synodalvorſtandes und leitet die Wahl des neuen. 

Am Tage nach der Eröffnung der Synode findet ein feierlicher Synodal⸗ 
gottesdienſt ſtatt. Jede einzelne Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die Synode 
auch mit Gebet geſchloſſen. 

Die Verhandlungen ſind öffentlich. Eine vertrauliche Berathung kann 
durch Beſchluß der Synode verfügt werden. 

Die Geſchäftsordnung wird von der Synode mit Genehmigung des Evan- 
geliſchen Ober⸗Kirchenraths geregelt. Bis dahin iſt eine von dem letzteren er⸗ 
theilte Geſchäftsordnung maßgebend. 


$. 70. 


Die Synode iſt beſchlußfähig, wenn zwei Drittheile ihrer Mitglieder an- 
weſend ſind. 

Die Beſchlüſſe werden nach abſoluter Mehrheit der Abſtimmenden gefaßt. 
Wahlhandlungen ſind, wenn zunächſt relative Mehrheiten ſich ergeben, durch 
engere Wahl bis zur Erreichung einer abſoluten Mehrheit fortzuſetzen. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Für die Wahl zu Kommilfionen genügt 
die relative Mehrheit. f ö 

Bei Fragen, deren Entſcheidung nur aus einem der für den Bereich der 
Provinz zu Recht beſtehenden evangeliſchen Bekenntniſſe geſchöpft werden kann, 
haben die dem betreffenden Bekenntniſſe perſönlich nicht angehörigen Mitglieder 
ſich an der Abſtimmung inſoweit, als fie die konfeſſionelle Vorfrage betrifft, nicht 
zu betheiligen. Die Entſcheidung dieſer Vorfrage iſt demnächſt der Beſchluß⸗ 
faſſung über die Sache ſelbſt, welche durch die ungetheilte Synode erfolgt, zu 
Grunde zu legen. i 


Vierter Abſchnitt. 


Koſten. 


re 


Die Koften der Synoden werden aus den Provinzial» und Kreis⸗Synodal⸗ 
kaſſen beſtritten. Dieſe erhalten ihren Bedarf, ſoweit nicht andere Mittel für 
jenen Zweck gewidmet ſind, theils durch die Aufkünfte ihres etwaigen eigenen 
Vermögens, theils durch die Beiträge der Synodalkreiſe und Gemeinden. 


Gr. 8195.) $. 72. 


1 
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$. 72. 


Die Provinzial⸗Synodalkaſſe bezieht die erforderlichen Beiträge aus den Kreis⸗ 
Synodalkaſſen nach Maßgabe einer Matrikel, welche vorläufig vom Konſiſtorium, 
definitiv von der Provinzialſynode unter Zuſtimmung des Konſiſtoriums aufzu⸗ 
ſtellen iſt. Die Verwaltung der Provinzial-Synodalkaſſe wird unter der Auf 
ſicht der Synode durch einen von ihr zu beſtellenden Synodalrechner oder von 
der Konſiſtorialkaſſe der Provinz geführt. 

Die Kreis-Synodalkaſſen ziehen die erforderlichen Beiträge von den Ge— 
meinden ein ($. 53. Nr. 7.). 


5. 73. 


In den Gemeinden werden ſowohl die Synodalkoſtenbeiträge, als auch 
die aus der Bildung und Wirkſamkeit der Gemeinde-Kirchenräthe und Gemeinde— 
vertretungen entſtehenden Koſten aus den Kirchenkaſſen, ſoweit dieſe dazu bei 
Berückſichtigung ihrer übrigen Verpflichtungen im Stande find, ſonſt durch Ge- 
meindeumlagen beſtritten. Beide Arten von Koſten haben die Natur von noth— 
wendigen kirchlichen Aufwendungen. 


$. 74. 


Den Mitgliedern der Synoden und Synodalvorſtände, ſowie den Abge— 
ordneten zur Prüfungskommiſſion ($. 65. Nr. 9.) gebühren, ſoweit fie nicht am 
Orte der Verſammlung wohnhaft ſind, Tagegelder und Reiſekoſten. Dieſelben 
ehören zu den Synodalkoſten und werden nach den vom Konſiſtorium vor⸗ 
äufig, nach Vernehmung der Provinzialſynode definitiv feſtzuſtellenden Sätzen 
aus den betreffenden Synodalkaſſen gewährt. | 


Fünfter Abſchnitt. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 75. 


In allen Gemeinden ift mit der Bildung der Gemeinde» Kirchenräthe und 
Gemeindevertretungen in Gemäßheit dieſer Ordnung ungeſäumt vorzugehen. 
Dabei üben 

1) beſtehende Gemeinde -Kirchenräthe der früheren Ordnung diejenigen Be⸗ 
fugniſſe aus, welche den Gemeinde-Kirchenräthen der neuen Ordnung 
für die Bildung der Gemeindevertretung, ſowie für die Vorbereitung 
und Leitung der Wahl des Gemeinde-Kirchenraths ($$. 18. 36. 38.) 
übertragen ſind, 

2) beſtehende Vorſtände der Kreisſynoden früherer Ordnung diejenigen Be⸗ 
fugniſſe, zu welchen dieſe neue Ordnung die Kreis-Synodalvorſtaͤnde bes 
ruft (§§. 36. 40. 42.). 6.08 

TB: 
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$. 76. 


Nachdem die Gemeinde⸗Kirchenräthe eines Synodalkreiſes gebildet find, ift 
zur Bildung der Kreisſynode in Gemäßheit dieſer Ordnung zu ſchreiten. Dabei 
übt der Vorſtand der bisherigen Kreisſynode diejenigen Befugniſſe aus, welche 
die neue Ordnung dem Kreis⸗Synodalvorſtande beilegt (F. 52.). 


$. 77. 


Sind die Kreisſynoden in einer Provinz eingerichtet, ſo erfolgen auf ihrer 
erſtmaligen Verſammlung die Wahlen zur Provinzialſynode ($. 53. Nr. 10.). 

Bis zum Zuſammentritt der letzteren werden die auf ihre Vorbereitung und 
Eröffnung bezüglichen Befugniſſe, welche der Provinzialſynode ſelbſt oder ihrem 
Vorſtande beziehungsweiſe dem Präſes eingeräumt find ($$. 64. 68. Nr. 4.), von 
dem Konſiſtorium, beziehungsweiſe deſſen Vorſitzenden ausgeübt. 


$. 78. 


Fehlt es an Gemeinde⸗Kirchenräthen oder Kreisſynoden der früheren Ord— 
nung, oder ergeben ſich bei Bildung der neuen Gemeindeorgane und Synoden 
anderweite Hinderniſſe, ſo iſt das Konſiſtorium befugt, die zur Ueberleitung in 
die neue Ordnung erforderlichen Verfügungen zu treffen. 


* 


$. 79. 


Die Amtsthätigkeit der jetzigen Gemeinde-Kirchenräthe, Kreisſynoden und 
Kreis⸗Svnodalvorſtände erliſcht mit dem Tage, an welchem die nach der gegen⸗ 
wärtigen Ordnung gebildeten Gemeindeorgane und Synoden in Wirkſamkeit kreten. 


$. 80. 


Die zur Ausführung dieſer Ordnung erforderlichen Inſtruktionen werden 
von dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath im Einverſtändniß mit dem Miniſter 
der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten erlaſſen. 


(Nr. 8195.) II. 
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II. 


Verordnung 
über 


die Berufung einer außerordentlichen Generalſynode fuͤr die acht 
aͤlteren Provinzen. 


Artikel 1. 


Die außerordentliche Generalſynode hat die Aufgabe, auf Grund eines ihr 
vorzulegenden Entwurfs die definitive Ordnung einer Generalſynode für die 
evangeliſche Kirche der acht älteren Provinzen zu berathen. 

Der Entwurf iſt von dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath in Vereinigung 
mit dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten feſtzuſtellen und Mir zur Ge- 
nehmigung einzureichen. 

Artikel 2. 


Die Synode wird gebildet: a 

1) ei 150 Mitgliedern, welche von den Provinzialſynoden gewählt 
werden; 

2) aus ſechs Mitgliedern, von welchen jede evangeliſch-theologiſche Fakultät 
an den Univerſitäten Königsberg, Berlin, Greifswald, Breslau, Halle 
und Bonn eines aus ihrer Mitte wählt; 

3) aus ſechs Rechtslehrern, welche mit dem Kirchenrechte vorzugsweiſe ver- 
traut find und von welchen die der evangeliſchen Landeskirche angehören- 
den Mitglieder jeder juriſtiſchen Fakultät an den genannten Univerſitäten 
einen aus ihrer Mitte wählen; 

4) aus den 11 General-Superintendenten der in Artikel 1. bezeichneten Pro— 
vinzen; 

5) aus dreißig landesherrlich zu ernennenden Mitgliedern. 


Artikel 3. 


Die zufolge Artikel 2. Nr. 1. zu wählenden Mitglieder werden auf die 
acht Provinzialſynoden dergeſtalt vertheilt, daß die Synode der Provinz Preu⸗ 
ßen 24, ann 27, Pommern 18, Poſen 9, Schleſien 21, Sachſen 24, 
Weſtphalen 12, der Rheinprovinz 15 Mitglieder wählt. 

Die Wahl erfolgt in der Weiſe, daß zunächſt ein Drittheil aus den geiſt⸗ 
lichen, ſodann ein zweites Drittheil aus den weltlichen derzeitigen oder früheren 
Mitgliedern der Provinzialſynode, der Kreisſynoden, Gemeinde ⸗Kirchenräthe = 

e⸗ 
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Gemeindevertretungen der betreffenden Provinz gewählt wird. Die Wahlen für 


das letzte Drittheil find an dieſe Beſchränkungen nicht gebunden, ſondern können 


auch auf andere angeſehene, kirchlich erfahrene und verdiente Männer gerichtet 
werden, welche zur evangeliſchen Kirche der genannten Provinzen gehören. Die 
Wahl 1 8 Perſonen iſt hierbei zuläſſig. 
Alle Gewählten müſſen das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt haben. 
Ueber die Gültigkeit der Wahlen entſcheidet die Slnecaliynohe 


Artikel 4, 


An dem der Eröffnung der Synode vorausgehenden Sonntage findet in 
allen evangeliſchen Kirchen der betheiligten Provinzen bei dem Hauptgottesdienſte 
eine Fürbitte für die Synode ſtatt. 


Artikel 5. 


Die Synode wird in Meinem Auftrage von dem Präſidenten des Evan- 
eliſchen Ober⸗Kirchenraths eröffnet und geſchloſſen, und wählt unter deſſen 
zeitung aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter des letzteren. 


Artikel 6. 


Die bei Eröffnung der Synode anweſenden Mitglieder leiſten in die Hände 
des Präſidenten des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths, ſpäter eintretende in die 
Hände des Vorſitzenden der Synode das in der Kirchengemeinde⸗ und Synodal⸗ 
ordnung F. 63. enthaltene Gelöbniß. 


Artikel 7. 


Am Tage nach der Eröffnung der Synode findet ein feierlicher Synodal⸗ 
gottesdienſt ſtatt. Jede einzelne Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die Synode 
auch mit Gebet geſchloſſen. re 

Die Verhandlungen find öffentlich. Eine vertrauliche Berathung kann 
durch Beſchluß der Synode verfügt werden. 

Der Präſident des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths wohnt als Mein 
Kommiſſarius den Verhandlungen bei. Er iſt befugt, jederzeit das Wort zu 
en und Anträge zu ſtellen. Außerdem find der Minifter der geiſtlichen 
Angelegenheiten, die von ihm ernannten Kommiſſare, ſowie die übrigen Mit⸗ 
glieder des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths berechtigt, mit berathender Stimme 
an den Sitzungen Theil zu nehmen. 

Die Synode iſt beschlußfähig, wenn zwei Drittheile ihrer Mitglieder an⸗ 
weſend ſind. 

f Die Beſchlüſſe werden nach abſoluter Mehrheit der Abſtimmenden gefaßt. 
Wahlhandlungen ſind, wenn zunächſt relative Mehrheiten ſich ergeben, durch 
engere Wahl bis zur Erreichung einer abſoluten Mehrheit fortzuſetzen. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. a ? 
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Für die Wahl zu Kommiſſionen genügt die relative Mehrheit. 
i Nähere Beſtimmungen über die Geſchäftsordnung der Synode werden von 
dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath getroffen. 


Artikel 8. 


Die Mitglieder der Synode erhalten, ſoweit ſie nicht am Sitzungsorte 
wohnhaft ſind, Tagegelder und Reiſekoſten. Ueber die Höhe derſelben, ſowie 
über die zu ihrer Anweiſung erforderlichen Mittel ergeht beſondere Beſtimmung. 


Artikel 9. 


Der Evangeliſche Ober-Kirchenrath hat im Einverſtändniß mit dem Miniſter 
der geiſtlichen Angelegenheiten den Zeitpunkt und den Ort des Zuſammentretens der 
Synode zu beſtimmen und die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen 
Inſtruktionen zu erlaſſen. 


In 
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